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Thema dieser Ausgabe 

   

 Kürzung von Kinderbetreuungskosten um steuerfreie Arbeitgeberzuschüsse  

(BFH, Beschl. v. 14.4.2021 – Az. III R 30/20) 

 

   

____________________________________ 

 

Als Sonderausgaben abziehbare Kinderbetreuungs-

kosten sind um steuerfreie Arbeitgeberzuschüsse zu 

kürzen. 

Der Abzug von Sonderausgaben setzt Aufwendungen 

voraus, durch die der Steuerpflichtige tatsächlich und 

endgültig wirtschaftlich belastet wird. 

Der Steuerpflichtige wird durch Beiträge in dem Umfang 

nicht belastet, die der Arbeitgeber hierfür durch einen 

zweckgebundenen Zuschuss gewährt. 

Hintergrund 

Das Einkommensteuergesetz sieht zwei Regelungen zu 

Kinderbetreuungskosten vor: 

 Steuerfrei und damit nicht der Lohnsteuer unterlie-

gen gemäß § 3 Nr. 33 EStG zusätzlich zum ohnehin 

geschuldeten Arbeitslohn erbrachte Leistungen des 

Arbeitgebers zur Unterbringung und Betreuung von 

nicht schulpflichtigen Kindern der Arbeitnehmer in 

Kindergärten oder vergleichbaren Einrichtungen. 

 Kinderbetreuungskosten können bei der Einkom-

mensteuererklärung steuermindernd als sogenannte 

Sonderausgaben abgezogen werden.  

Der Bundesfinanzhof hatte mit Beschluss vom 

14.4.2021 (Az. III R 30/20) zu entscheiden, ob ein 

Sonderausgabenabzug auch gilt, wenn der 

Steuerpflichtige von seinem Arbeitgeber einen 

steuerfreien Zuschuss zu den Kinderbetreuungskosten 

erhält. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgebliche gesetz-

liche Regelung ist § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG. Diese lautet 

wie folgt: 

„Sonderausgaben sind die folgenden Aufwendungen, 

wenn sie weder Betriebsausgaben noch Werbungskos-

ten sind oder wie Betriebsausgaben oder Werbungs-

kosten behandelt werden: 

zwei Drittel der Aufwendungen, höchstens 4 000 Euro 

je Kind, für Dienstleistungen zur Betreuung eines zum 

Haushalt des Steuerpflichtigen gehörenden Kindes im 

Sinne des § 32 Abs. 1 EStG, welches das 

14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder wegen 

einer vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetrete-

nen körperlichen, geistigen oder seelischen Behinde-

rung außerstande ist, sich selbst zu unterhalten. Dies 

gilt nicht für Aufwendungen für Unterricht, die Vermitt-
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lung besonderer Fähigkeiten sowie für sportliche und 

andere Freizeitbetätigungen. 3Ist das zu betreuende 

Kind nicht nach § 1 Abs. 1 oder Abs. 2 EStG unbe-

schränkt einkommensteuerpflichtig, ist der in Satz 1 

genannte Betrag zu kürzen, soweit es nach den Ver-

hältnissen im Wohnsitzstaat des Kindes notwendig und 

angemessen ist. Voraussetzung für den Abzug der 

Aufwendungen nach Satz 1 ist, dass der Steuerpflichti-

ge für die Aufwendungen eine Rechnung erhalten hat 

und die Zahlung auf das Konto des Erbringers der Leis-

tung erfolgt ist;“ 

Beschluss des Bundesgerichtshofs 

Seinen Beschluss vom 14.4.2021 fasst der 

Bundesfinanzhof in der Pressemitteilung Nr. 24/21 vom 

22.7.2021 wie folgt zusammen:  

„Mit Beschluss vom 14.04.2021 (III R 30/20) hat der 

Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass die als 

Sonderausgaben abziehbaren Kindergartenbeiträge um 

die dazu geleisteten steuerfreien Arbeitgeberzuschüsse 

zu kürzen sind. 

Die verheirateten Kläger zahlten für die Betreuung ihrer 

minderjährigen Tochter einen Kindergartenbeitrag in 

Höhe von 926 €. Zugleich erhielt der Kläger von seinem 

Arbeitgeber einen steuerfreien Kindergartenzuschuss in 

Höhe von 600 €. 

Das Finanzamt kürzte die von den Klägern mit ihrer 

Einkommensteuererklärung in voller Höhe (926 €) 

geltend gemachten Sonderausgaben um den 

steuerfreien Arbeitgeberzuschuss. Einspruch und Klage 

hatten keinen Erfolg. 

Der BFH bestätigte das finanzgerichtliche Urteil. 

Nach § 10 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 EStG können 

Kinderbetreuungskosten und damit auch 

Kindergartenbeiträge unter bestimmten 

Voraussetzungen als Sonderausgaben geltend 

gemacht werden. Sonderausgaben setzen nach der 

gesetzlichen Regelung aber Aufwendungen voraus. 

Der BFH vertrat die Ansicht, dass als Sonderausgaben 

daher nur solche Ausgaben berücksichtigt werden 

dürfen, durch die der Steuerpflichtige tatsächlich und 

endgültig wirtschaftlich belastet ist. Gewährt der 

Arbeitgeber einen steuerfreien zweckgebundenen 

Arbeitgeberzuschuss zu den Kinderbetreuungskosten 

(§ 3 Nr. 33 EStG), werde die wirtschaftliche Belastung 

des Steuerpflichtigen in diesem Umfang gemindert. 

Damit würden auch unberechtigte 

Doppelbegünstigungen vermieden. Die Kürzung der 

Sonderausgaben um die steuerfreien 

Arbeitgeberleistungen erfolge gleichermaßen bei 

verheirateten als auch bei unverheirateten Elternteilen.“ 

Fazit 

Es entspricht der ständigen Rechtsprechung der 

Finanzgerichte, dass ein Sonderausgabenabzug eine 

tatsächliche und endgültige wirtschaftliche Belastung 

voraussetzt. Insofern war die Entscheidung des BFH 

nicht überraschend. Letzte Zweifel im Zusammenhang 

mit steuerfreien Arbeitgeberleistungen sind mit dem 

Urteil nun beseitigt. 

Arbeitgeber sollten ihre Arbeitnehmer auf den 

fehlenden Sonderausgabenabzug hinweisen, wenn 

steuerfreie Arbeitgeberzuschuss gewährt werden. 

 

25.8.2021 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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